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»Dem deutschen Volke« 

— ein Auftrag, den ich

ernst nehme!

Liebe Freunde,
die Bilanz nach einem Jahr Kanzlerschaft von Friedrich 
Merz fiel in der letzten Woche mehr als bescheiden aus - 
eine Lösung wären Neuwahlen.
Doch denen erteilte Merz - natürlich! - bereits eine Absa-
ge. Nicht verwunderlich, denn die AfD war letzte Woche 
erstmals auch in der Kanzlerfrage auf Platz 1!
Neben diesen Themen kommentiere ich aktuelle Nach-
richten und liefere euch ab Seite 6 den exklusiven Sit-
zungswochen-Rückblick direkt aus dem Parlament.
Aus Bayern gibt es auch großartige Neuigkeiten: dort 
durfte ich als Mitglied des Landesvorstands unseren 
politischen Nachwuchs auf der Auftaktveranstaltung 
der Politischen Akademie Bayern begrüßen - zu diesem 
Thema wird es in der nächsten Ausgabe noch einen aus-
führlicheren Artikel geben.
Ich wünsche euch viel Spaß beim Lesen!

Wenn Euch etwas unter den Nägeln brennt, zögert nicht, 
mit mir oder meinen Mitarbeitern Kontakt aufzunehmen 
— dafür sind wir da!
Mein Wahlkreisbüro befindet sich direkt in Weiden und 
freut sich auf euren Besuch.
Die Öffnungszeiten sind wie folgt:

   Di.:    8.00 - 17.00 Uhr
   Mi.:    8.00 - 12.00 & 13.00 - 17.00 Uhr
   Do.: 11.00 - 20.00 Uhr

Jeden Donnerstag findet ab 18.00 Uhr ein Bürgerstammtisch statt.
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Die AfD führt jetzt auch erstmalig in der Kanzlerfrage!

Während Friedrich Merz´ Beliebtheit in seiner bisherigen Amtszeit komplett abstürzte (wen wundert´s), liegt die 
AfD in der jüngsten INSA-Umfrage nun auch in der Kanzlerfrage auf Platz 1:

Laut BILD wünschen sich 25% der Deutschen einen AfD-Bundeskanzler!
Und auch ein Blick auf die Koalitionsfrage ist spannend:

26% - und damit ebenfalls auf dem ersten Platz - wünschen sich eine Koalition aus Schwarz-Blau.

Doch Merz machte bereits eine klare Ansage, die „Welt“ zitiert ihn letzte Woche wie folgt:

„Ich sage hier sehr klar und deutlich: Eine Minderheitsregierung ist für mich keine Option. [...]“ und „bitte träume auch nie-
mand von Neuwahlen. Was soll denn danach dabei herauskommen?“

Ja, was würde denn dabei herauskommen...?

Schauen wir mal, wie es weitergeht - wie verlässlich Merz´ Ansagen sind, wissen wir ja bereits.
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Aktuelle Nachrichten

Ausgrenzung der stärksten Oppositionspartei!

Auch in Baden-Württemberg steht die Ausgrenzung der AfD 
im Parlament ganz oben auf der Liste:
Nach der Landtagswahl soll dort nun ein Repräsentant der 
stärksten Oppositionspartei „wegrationalisiert“ werden.
Grüne & CDU einigten sich im Koalitionsvertrag darauf, das 
Landtagspräsidium künftig auf einen statt bisher 2 Vizepräsi-
denten zu schrumpfen.

Damit soll verhindert werden, dass die AfD den zweiten Vi-
zepräsidenten stellen darf.

Das hat Symbolkraft: immerhin werden dadurch fast 19% der 
Wähler in Baden-Württemberg ignoriert.
Ich habe euch bereits über die Machenschaften der Altpar-
teien berichtet, die derzeit alles dafür tun, um sich irgendwie 
noch an der Macht zu halten, und die AfD vom politischen Be-
trieb fernzuhalten - ob in Thüringen, Sachsen-Anhalt, Rhein-
land-Pfalz oder jetzt in Baden-Württemberg.
Immerhin durchschauen immer mehr Wähler diese offensichtlich antidemokratischen Methoden, wir dürfen also 
auf die kommenden Wahlen gespannt sein.

Bilanz nach einem Jahr Kanzler Merz?
Wir brauchen Neuwahlen!

Mitte vergangener Woche habe ich noch einmal da-
ran erinnert, was vor genau einem Jahr passierte:

Am 6. Mai 2025 ging Friedrich Merz als erster 
Kanzlerkandidat der Bundesrepublik Deutsch-
land, der im ersten Wahlgang scheiterte, in die 
Geschichte ein.

Der Bundestag wich daraufhin von der Ge-
schäftsordnung ab, führte einen zweiten Wahl-
gang am selben Tag durch und Merz wurde 
schließlich mit Hilfe der Linken ins Amt gehievt. 
So katastrophal wie es begann, lief es weiter:
Seitdem hat er kontinuierlich am wirtschaftli-
chen Untergang unseres Landes mitgearbeitet, 
und ein Wahlversprechen nach dem nächs-
ten gebrochen - ihr wisst es ja, ich dokumentie-
re hier für euch regelmäßig die neuesten Strei-
che unserer Regierung und muss sie an dieser 

Stelle nicht noch einmal alle aufzählen.

Bilanz also nach einem Jahr: Neuwahlen sind längst überfällig, es ist höchste Zeit, das Ruder herumzureißen 
und Deutschland endlich wieder auf den rechten Weg zu bringen!

Aktuelle Nachrichten
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Aktuelle Nachrichten

Die AEUV (Arbeitsweise der Europäischen Union) Art. 311 und 
310 besagen:

„Die Union stattet sich mit den erforderlichen Mitteln aus [… ] Der 
Haushalt wird vollständig aus Eigenmitteln finanziert […] Der Haus-
haltsplan muss in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen sein [….]“

Bislang galten als Eigenmittel die Beiträge der Mitglieder, denn 
die EU hat keine originäre Steuerhoheit, wie ein Staat (Art. 5 
EUV, Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung).
Die Einführung „neuer“ Mittel, in dem Sinne, dass man Steuern 
als Eigenmittel definieren kann, muss einstimmig im Rat ent-
schieden werden, zusätzlich muss jedes Land national ratifizie-
ren.
Nun ist es so, dass sich die EU erstmals durch „Next-Generation-
EU“, also EU-Schuldenaufnahme am Kapitalmarkt (entgegen Art. 310 und 311 der AEUV) mit rund 750 Mrd. € hoch 
verschuldet hat unter Verwendung eines Tricks:
Art. 122 AEUV (Krisenkompetenz) – und als Krise diente die „schlimmste Pandemie aller Zeiten“, die Corona-Krise. 
Die EU wurde erstmalig zum Schuldner am Kapitalmarkt.
Lange Rede kurzer Sinn: die Nationalstaaten stehen jetzt unter Zugzwang, die Krisenschulden abzutragen, und 
werden nun die Schleuse für die EU eröffnen, eigene und nach dem ersten Schritt immer weitere Steuern zu er-
heben.
Im Rahmen des aktuell vorgelegten „Mehrjährigen Finanzrahmens 2028-2034“ schlägt das Europaparlament drei neue 
Arten von Eigenmitteln vor:
Abgaben auf digitale Dienstleistungen, Kryptowährungen und Online-Glücks-Spiele. 
Krypto- Abgabe, Entfall der Spekulationsfrist bei Krypto, Zuckersteuer erfinden, EU-Plastiksteuer, Steuer auf 
KI - was fällt euch noch ein?

EU-Parlament schlägt Abgaben u.a. auf Krypto-Gewinne vor

EU will  jetzt auch noch eigene

EU-Steuern einführen?!

Deutsches Steuergeld für Kraftwerke in der Ukraine?

Genau mein Humor: Tschernobyl liegt bekanntlich in der heu-
tigen Ukraine, die Ukraine, die gerade mit Geld aus Deutsch-
land und der EU wie eine Mastgans gestopft wird.
Diese Ukraine treibt jetzt den verstärkten Ausbau der Kern-
kraft voran. Der US-Konzern Westinghouse plant allein 9 neue 
AP1000-Reaktoren.

Und das offensichtlich mit deutschem Steuergeld.

Während die „Energiewende“ in Deutschland bis zum Jahr 
2045 gem. einer aktuellen DIHK-Studie mind. bis zu 5 Billionen 
Euro teuer wird, wird uns also die Ukraine später - so  der Plan 
- mit Grundlaststrom versorgen, den wir, schätze ich mal, dem 
„teuren Freund“ zu Höchstpreisen abnehmen werden.
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Sitzungswochen-Protokoll KW 19

In dieser Woche reiste ich nicht am Montag an, sondern 
schon am Sonntag, denn der „Tag der Ein- und Ausbli-
cke“ im Bundestag stand auch unter dem Zeichen des
wichtigsten Ausschusses im Bundestag „Petitionen“. 
Ich habe über meinen Einsatz unter anderem bei einer 
Podiumsdiskussion bereits berichtet.

So arbeitete ich am Mon-
tag zunächst wieder zu-
sammen mit meinem Mit-
arbeiter Christoph jede 
Menge Petitionen gewis-
senhaft ab. 
Z.B. forderte jemand die 
Verlängerung der dreijäh-
rigen Investitionsfrist für 
in den Wirtschaftsjahren ab 
2020 beantrage Investi-
tionsabzugsbeträge,
jemand forderte staatli-
che Entlastung für priva-
te Stromverbraucher, ein 
anderer wollte, dass die 
Anschrift aus dem Per-
sonalausweis gestrichen 
wird und wiederum ein anderer Petent machte einen
Vorschlag zur Verbesserung der Finanzlage der deut-
schen Kommunen, uvm.

Am Nachmittag beriet der Arbeitskreis Petitionen AfD 

unter meiner Leitung die Tagesordnung des Ausschus-
ses am Mittwoch (zuvor traf sich das Team zwecks Be-
sprechung der Arbeitskreissitzung) und abends tagte 
die bayerische Landesgruppe.

Kanzler Merz erklärte neulich auf die Frage einer Journa-
listin, was für die Bürger besser geworden ist nach dem 
ersten Jahr seiner Kanzlerschaft.

Antwort, genau in dieser 
Reihenfolge:

•	er hat die NATO gerettet, 
•	er hat mitgeholfen, Europa 
zusammenzuhalten (indi-
rekt drückte er damit den 
Finanzfluss in die Ukraine 
aus) und
•	nun gehe er alle Refor-
men an, um den Wohl-
stand zu erhalten.

Unglaublich, oder?

Zuerst schiebt er unser 
Geld ins Ausland und zu 
guter Letzt fällt ihm ein, 

dass er die Geldgeschenke dann über „Reformen“ bei 
den Deutschen gegenfinanzieren muss.

Am Dienstag sprach Bernd Baumann in der wöchent-
lichen Presserunde dann das aus, was die Mehrheit der 

Bild: © Deutscher Bundestag / Werner Schüring

Ein Oberpfälzer in Berlin

Bei einer Podiumsdiskussion am „Tag der Ein- und Ausblicke“ des Deutschen Bundesta-
ges saß ich gemeinsam mit allen anderen Obleuten des Petitionsausschusses vor vollem 
Publikum. In der letzten Ausgabe von „Wos Gscheits“ und auf meinen Social-Media-Ka-
nälen habe ich euch bereits ausführlich darüber berichtet: Eine besonders erfolgreiche 

Petition aus dem letzten Jahr zur Erweiterung des Mutterschutzes bei Fehlgeburten 
wurde nochmals als Vorbild und Ansporn für die Bürger vorgestellt, selbst am Prozess 

der Demokratie teilzunehmen.
Beim anschließenden Meet & Greet befragten mich viele Bürger zum Petitionswesen und 
wollten auch mehr zur Forderung der AfD erfahren, wie man in Deutschland echte und 

direkte Demokratie in Form von Volksabstimmungen einführen könnte.
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Deutschen fordert: Jetzt müssen Neuwahlen her!

Ich nahm teil an der Sitzung des Arbeitskreises Wirt-
schaft und Energie.

Der Bericht des BMWE zur wirtschafts- und energiepoliti-
schen Situation besagt hauptsächlich eines:

Der Krieg im Iran ist schuld (am fehlenden BIP-Wachs-
tum usw.).
Wir kennen dieses ewig gleiche Mantra.
Vor kurzem war es Corona, dann war es der „böse Russe“ 
und nun stürzt Deutsch-
land ab wegen „Iran“.

Es folgte die Sitzung der 
Arbeitskreisleiter zur 
Bestimmung von Re-
dezeiten (Endabstim-
mung in der FraSi) und 
Initiativen der Woche 
im Plenum, später die 
Fraktionssitzung und 
danach das Gespräch 
der Obleute „Petitio-
nen“.
Wir ließen die Podiums-
diskussion vom Sonntag 
Revue passieren, bespra-
chen den im Entwurf vor-
liegenden Jahresbericht 
Petitionen 2025 sowie 
eine große Anzahl an neu-
en Terminen.

Mittwochmorgen tagte 
wie üblich der Ausschuss 
Petitionen und später be-
gann das Plenum mit der 
Regierungsbefragung. 

In der „Manege“ standen Bärbel Bas (SPD), Arbeit und 
Soziales und Alabali Radovan (SPD) Entwicklungsmi-
nisterium.

Bärbel Bas konnte auf die Frage von René Springer hin 
keine Einwanderung in unsere Sozialsysteme erken-
nen, im Gegenteil, sie meinte sinngemäß, dass die „Fach-
kräfte“ unser Sozialsystem stabilisieren würden.

Mittlerweile weiß aber jeder, dass fast 50% der Bürger-

geldempfänger Ausländer sind (diese also unsere GKV-
Leistungen kostenlos bekommen) und bei der Grund-
sicherung im Alter haben wir sogar einen Anstieg von 
80% bei Ausländern, so die Information von René Sprin-
ger.

Die Aktuelle Stunde am Mittwoch beantragte die AfD. 
Thema:
Bilanz des ersten Regierungsjahres der schwarz-roten 
Koalition.

Bernd Baumann (AfD) forderte die Entlassung der SPD-
Minister „das Tischtuch 
zwischen den Partnern“ 
sei zerschnitten.

Eine solche „Scheidung“ 
ohne Neuwahlen wür-
de auf eine Minder-
heitsregierung hinaus-
laufen, Merz könnte 
dann endlich Wahlver-
sprechen halten – ein 
Schritt, der vernünfti-
ge Entscheidungen zu-
gunsten dieses Landes 
zusammen mit der AfD 

ermöglichen würde.

Gitta Connemann, parl. 
Staatssekretärin von 
Katherina Reiche mein-
te, dass 60% der Schwei-
ßer in Deutschland Mi-
grationshintergrund 
hätten – das sind ja wohl 
kaum gute Nachrichten 
vor dem Hintergrund, 
dass es wohl bald nichts 
mehr zu schweißen gibt 
in Deutschland.

In erster Lesung brachte Martin Hess den AfD-Antrag 
ein, polizeiliche Kriminalitätsstatistik in Zukunft trans-
parenter und bundeseinheitlich differenzierter aus-
zuweisen im Hinblick auf Ausländerkriminalität (Dr.-
Nr. 21/5748).
Z.B. stellt sich heraus, dass ausländische Frauen (Her-
kunftsland Syrien und Afghanistan) verhältnismäßig 
gewalttätiger sind, als deutsche Männer, wenn die 
Zahlen auf 100.000 Einwohner der jew. Bevölkerungs-

Ein Oberpfälzer in Berlin

Ich habe euch bereits vergangene Woche über die unterstützenswerte 

Petition zur Abschaffung der Masern-Impfpflicht  berichtet.

Auch meine geschätzte Kollegin im Bundestag, Dr. Christina Baum, 

Mitglied im Ausschuss für Gesundheit,  teilt meine Ansicht und

empfiehlt die Unterstützung der Petition.

Unsere gemeinsame Pressemitteilung findet ihr unter folgendem Link:

https://a fdbundestag.de/p etition-zur- abscha ffung- der-fakti-

schen-masern-impfpflicht-unterstuetzenswert/

Link zur Petition:

https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2025/_11/_03/Pe-

tition_189940.nc.$$$.a.u.html

https://afdbundestag.de/petition-zur-abschaffung-der-faktischen-masern-impfpflicht-unterstuetzenswert/
https://afdbundestag.de/petition-zur-abschaffung-der-faktischen-masern-impfpflicht-unterstuetzenswert/
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2025/_11/_03/Petition_189940.nc.$$$.a.u.html
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2025/_11/_03/Petition_189940.nc.$$$.a.u.html
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gruppe betrachtet werden.

Ich habe hierüber schon mit einer anschaulichen Grafik 
berichtet, die ich nachfolgend noch einmal in Erinne-
rung rufe:

Diese Auswertungen sind allerdings nicht öffentlich 
zugänglich in der PKS, sondern wurden von der AfD 
in Kleinarbeit abgefragt. Das muss dringend geändert 
werden.
Auch muss ersichtlich sein, ob „deutsche“ Tatver-
dächtige einen Migrationshintergrund haben, so 
Martin Hess.

Am Donnerstag folgten die AfD-Anträge, ein Bun-
desinstitut für Deutsche Bevölkerungsforschung 
zu installieren (Dr.-Nr. 21/5757) und „Nationaler Ak-
tionsplan für eine familienfreundliche Gesellschaft“ 
(Dr.-Nr. 21/5758) in erster Lesung.

Die Geburtenzahl in Deutschland sei im vergange-
nen Jahr auf den niedrigsten Stand seit 1946 gesun-
ken, und es habe 352.000 Sterbefälle mehr als Gebur-
ten gegeben, so Martin Reichardt.
Ein solches Bundesinstitut solle Forschung betreiben 
zu den Gründen der Geburtenrückgänge, Familien-
politische Vorschläge erarbeiten und Demografiezie-
le fortschreiben.
Dazu gehören auch Elemente der Steuerpolitik (z.B. 
Familiensplitting) und der Entwurf generationen-

Lösungsansatz der Spezialdemokraten 
für Altersarmut: Altenasylheime?

Bärbel Bas in der Regierungsbefragung am 5. 
Mai: „Niemand wandert in unsere Sozialsysteme 
ein“ und dann redet sie sich um Kopf und Kragen, 
sinngemäß: die „Fachkräfte“ werden in den Unter-
nehmen gebraucht… wir
stabilisieren damit das Sozialsystem...

In einer Rede vor den Jusos sagte sie den Arbeit-
gebern den Kampf an, weil diese über ihre 
Aussagen auf einem Kongress Ende 2025 den 
Kopf geschüttelt hatten, ja sie sogar ausgelacht 
hatten:

Die „Rentehaltelinie“ (politischer Begriff für 
48% Rentenniveau vor Steuern) werde aus Steu-
ermitteln finanziert, sie belasten damit die 
Beitragszahler nicht, so unsere Bärbel.
Jedes Kind wusste nach dieser Aussage: das ist 
doch „Linke Tasche-rechte Tasche“, am Ende 
zahlt der Bürger UND der Arbeitgeber.

Was sind das für „Fachkräfte“, die uns regieren? 
Die Schlagzeile des heutigen Tages lautet: 5,1 
Millionen Babyboomern droht Rente unter 
800 €. Die nun drohende Rentenreform dieser 
regierenden Spezialistentruppe wird das Wort 
Rente wahrscheinlich komplett aus dem Wort-
schatz streichen - und schon ist das Problem ver-
schwunden?

„Wer hat uns verraten? Die S…..demokraten“
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übergreifender Konzepte.
Ein „Aktionsplan für eine familienfreundliche Gesell-
schaft“ solle mit 75 Millionen € jährlich ausgestattet 
werden und insgesamt für ein positives traditionelles 
Familienbild werben. Vorrang hat die Förderung ein-
heimischer Familien.
Der Innenausschuss berät.

Spannend wurde es am Nachmittag bei den angesetzten 
Wahlen zu verschiedenen wichtigen Bundestagsgre-
mien, bei der Vollzähligkeit unserer Kollegen in der Ab-
stimmung gefordert war.

Allerdings waren die Ergebnisse dann erwartungsge-
mäß enttäuschend, die Brandmauer hielt.

Das Parlamentarische Kontrollgremium, welches die 
Geheimdienste kontrollieren soll, inklusive den Verfas-
sungsschutz (BfV) wird weiterhin ohne die AfD besetzt 
sein.
Unsere Kandidaten Gerold Otten und Martin Hess, un-
tadelige und verdiente Mitglieder der Gesellschaft, 
wurden abgelehnt.

Somit fungiert dieses „Kontrollgremium“ eigentlich als 
Abnicker der Dienste, denn selbst das einzige grüne 
Mitglied neben zwei von der SPD und drei von der Uni-
on, gehört der Brandmauerkoalition an.

Das ist „unsere Demokratie“ wie sie leibt und lebt.

Pünktlich zur „Woche der Meinungsfreiheit“ (3.-10. Mai) 
gab es eine vereinbarte Debatte, bezogen auf „Lokalme-
dien als unverzichtbarer Baustein unserer Demokra-
tie“.

Skandal-Staatsminister Weimer (Kultur und Medien) 
hieb auf die großen Online-Plattformen „der großen 
Tech-Konzerne“ ein und mimte den Einpeitscher für eine 
Digitalsteuer der EU – was den besonderen Nebeneffekt 
haben wird, die Konzerne für „freiwillige“ Zensur gefügig 
zu machen.

Und Saskia Esken (SPD) setzte außerhalb der „Plenar-
runde der gespaltenen Zunge“ dieser Koalition das Sah-
nehäubchen auf.
Sie rief ganz offen zu Werbeeinnahmen-Boykott, 
Blacklisting“ und der Zensur des freien Journalisten 
Ben Berndt auf, der Björn Höcke über vier Stunden 
frei von der Leber weg reden ließ.

Auch das ist die neue Normalität in „unserer Demokratie“.

In der ersten Lesung lancierte die AfD ihren Vorschlag 
zur Entlastung der ges. Krankenkassen und der Leis-
tungsträger mit Antrag Nr. 21/5759 „Gesundheitssystem 
stärken statt Versicherte belasten – Echte Reformen für eine 
stabile gesetzliche Krankenversicherung“.

Viele Zahlen kennt ihr, z.B. auch aus meinem Beitrag bei 
PI-News.

Martin Sichert schlägt vor:

•	 Deutsche Bürgergeldempfänger in der GKV sollen 
vollständig durch den Staat finanziert werden, weil 
der GKV-Beitragszahler hierfür nicht zuständig ist. 
Entlastung in der GKV: 6,7 Mrd. €.

•	 Ausländer in der GKV müssen sofort ihre Kosten 
selbst übernehmen, z.B. durch Abschluss einer pri-
vaten Versicherung. Überall auf der Welt muss jeder 
Fremde/Ausländer im Krankheitsfall für sich selbst 
sorgen. Sofortige Entlastung: 6,2 Mrd. €

•	 Sämtliche Sozialversicherungsabkommen mit den 
Ausland überprüfen und Leistungen an im Ausland 
lebende Familienangehörige streichen (z.B. Türkei, 
Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, Montenegro und 
Serbien)

•	 Werbung der konkurrierenden KVs verbieten, 
Krankenkassen zusammenlegen

•	 Und weiteres

In Deutschland fließen 12% des BIP in ein ineffizientes 
und teures System und die Menschen werden immer 
kränker, das ist europaweit einmalig, so Martin Sichert.

Neuer AfD-Antrag zu späterer Stunde: „Solidaritätszu-
schlag abschaffen – Bürger und Wirtschaft entlasten“ 
(21/5763).
Die Streichung ist längst überfällig, und da fällt mir auch 
die Streichung der „Sektsteuer“ (ursprünglich Schaum-
weinsteuer) ein, ein Überbleibsel aus dem Kaiserreich 
unter Wilhelm II zur Finanzierung der kaiserlichen 
Kriegsflotte ab 1902.

Merke: ist eine Steuer erst einmal geschaffen, kriegt 
man sie nicht mehr weg.

https://dserver.bundestag.de/btd/21/057/2105763.pdf
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Am Freitag forderten wir ein bundesweites Morato-
rium des Ausbaus der Windindustrie und die Aufhe-
bung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes (was 
nicht nur sprachlich ein Monster ist).

Später gab es die einzige namentliche Abstimmung der 
Woche zu einem von vier Grün:innen-Anträgen, welche 
sich auf den vorgestellten neuen mehrjährigen Finanz-
rahmen der EU 2028-2034 bezogen.

Man nennt Interventionen der Nationalparlamente zu EU-
Vorlagen „Stellungnahmen gemäß Artikel 23 Absatz 3 
des Grundgesetzes“.
Es gibt auch Subsidiaritätsrügen - das ist hier jedoch 
nicht das Thema.

In diesem Fall bedeutet der Antrag: die Grün:innen for-
dern die Bundesregierung in bestimmten Themenbe-

reichen der EU-Gesetzgebung auf, sich nach ihren Wün-
schen im Verfahren zu positionieren.
Sie forderten, Förderprogramme für die Landwirt-
schaft zu erhöhen, weitere Klima-Agenda in allen Be-
reichen der Agrarwirtschaft und Vorgaben in diesem 
Bereich auch in Bezug auf die Verwendung von 200 Mio 
€ Mittel für EU-Außenpolitik.
Einer dieser Anträge wurde dann mit großer Mehrheit in 
der namentlichen Abstimmung abgelehnt, die ande-
ren wurden in die Ausschüsse überwiesen.

Zum Ende des Tages gab es nochmals eine Aktuelle 
Stunde auf Antrag der Grün:innen zum Thema der ver-
fehlten Energiepolitik der Bundesregierung.
Sie meinten, dass die Energiekrise eskaliere, weil nicht 
genügend Tempo beim Ausbau der sog. Erneuerbaren 
Energien gemacht wurde, womit sie natürlich auf der fal-

schen Fährte sind.
Umgekehrt wird ein Schuh draus.

Durch das absichtliche Abschneiden Deutschlands 
von sauberer und günstiger Energie hat uns die Krise 
von außen mit doppelter Wucht getroffen, und ver-
schärft somit den wirtschaftlichen Untergang unse-
rer Industrie.

Eine gute Nachricht der Woche gibt es nun doch noch:

Ministerin Katherina Reiche hat das Verbot des Ein-
satzes fossiler Brennstoffe ab 2045 nun endgültig aus 
dem geänderten „Heizungsgesetz“ gestrichen, dem 
Klima ist das allerdings sicher egal.

Außerhalb meiner üblichen Routine stelle ich hier eine 
Rede der Kollegin Beatrix von Storch nicht zum passen-
den Tagesordnungspunkt ein (Bilanz von einem Jahr Kanz-
lerschaft Friedrich Merz), sondern erst hier am Schluss.

Sie haut die Fakten dermaßen auf den Tisch, dass ich 
Euch bitte, ihr kräftig Likes zu geben – und zwar direkt 
auf ihrem Youtube-Kanal:

https://www.youtube.com/watch?v=xccz4-66fmY

Ein Oberpfälzer in Berlin

Beatrix von Storch bei ihrer Rede zum Thema „Bilanz von einem Jahr Kanzlerschaft 
von Friedrich Merz“

https://www.youtube.com/watch?v=xccz4-66fmY
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Gibt es im Ministerium von Boris Pistorius 
Schlamperei?

Beim Beschaffungsamt der Bundeswehr 
kennt man anscheinend keine Sparsamkeit, 

öffentliche Ausschreibungen, Angebotsver-
gleiche und interne Kontrollmechanismen?

Oder hält hier jemand im Hintergrund für 

eine Auftragsvergabe an den passenden 
Lieferanten die Hand auf?

2021 kaufte die Bundeswehr 153 Dieselcon-
tainer für rund 142.000 € pro Stück.

Für eine zweite Tranche sollten jetzt 902 
weitere Container beschafft werden zum 

Gesamtpreis von  262,67 Mio. € (291.000 € 
pro Stück.)

Der Haushaltsausschuss hat dieses Vorha-

ben vorläufig gestoppt.

Der Kommentar eines Haushälters: vergleich-
bare Container kosten am freien Markt 
60.000 €.

In einem mittelständischen Unternehmen 

mit einem quasi verpflichtenden Qualitäts-
management wäre so etwas undenkbar – 

denn hier zahlt der Betrieb jede Schraube 
selbst, und nicht der Steuerzahler...

Ich freue mich, dass die Posse rund um das 
sog. „Hitlergruß-Meme“ von Petr Bystron 

vergangene Woche in der Berufungsver-
handlung zum Freispruch führte.

Dieser wurde auch erwartet, denn zu absurd 
waren die Vorwürfe, für die er verurteilt wor-
den war, zur Erinnerung:

Bystron hatte vor vier Jahren im Zusammen-
hang mit der Abberufung des damaligen Uk-
raine-Botschafters Andrij Melnyk aus Berlin 
eine Collage geteilt, unter die er: „Bye, bye 
Melnyk! Deutsche Politiker winken zum Ab-
schied!“ schrieb.

Auf der Collage waren Politiker wie z.B. An-
gela Merkel mit erhobenem Arm und ausge-
streckter Hand zu sehen, der Vorwurf lautete 
daraufhin, Bystron habe damit den verbote-
nen Hitlergruß verwendet, da es so aussehe, 
als sei es beim Bild so „hingedreht“ worden, 
dass die Personen ebendiesen Gruß zeigten.

Mehr muss man zu dieser Posse eigentlich 
nicht sagen - schlimm genug, dass es über-
haupt erstinstanzlich zu einer Verurteilung 
kam.

Der Freispruch ist immerhin ein Schritt zu-
rück zur Meinungsfreiheit.
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Hinter mir liegt wieder eine intensive Sitzungswoche in Berlin mit vielen 
wichtigen Beratungen und Gesprächen.

Umso mehr hat mich gefreut, dass unser Stammtisch in Weiden erneut sehr 
gut besucht war. Das große Interesse zeigt deutlich, dass viele Bürger genug 
von der Politik der Altparteien haben.

Roland Magerl, MdL, berichtete über die negativen Auswirkungen der 
Krankenhausreform, steigende Medikamentenzuzahlungen, Budgetkürzun-
gen bei Psychotherapeuten sowie die aktuelle Diskussion um sogenannte Ka-
renztage.

Stefan Löw, MdL, berichtete darüber, dass der AfD-Fraktion im Bayerischen 
Landtag erneut die demokratisch zustehenden Positionen des Schriftfüh-
rers und des Vizepräsidenten verweigert wurden. Außerdem wurde auch 
der Antrag der AfD Landtagsfraktion abgelehnt, Gruppenvergewaltiger 
härter zu bestrafen.

Gerade bei solchen Themen zeigt sich immer deutlicher, wie weit sich die Alt-
parteien von den Sorgen und dem Sicherheitsbedürfnis der Bürger ent-
fernt haben.

Vielen Dank an alle für euer Kommen, euer Interesse und die guten Ge-
spräche.

Jeden Donnerstag (außer an Feiertagen)

Unser Stammtisch

Aus dem Wahlkreis und Bayern
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Grandiose Umfrageergebnisse & Auftaktveranstaltung 
der „Politischen Akademie Bayern“!

Am Wochenende konntet ihr mich mit der Sonne um die Wette strahlen 
sehen, und das hatte mehrere Gründe: zum einen natürlich die gran-
diosen Umfrageergebnisse, die unsere AfD bei 28% sehen, mit mittler-
weile 5% Abstand von der Union. 
In Sachsen-Anhalt stehen wir mit 41% sogar kurz vor der Regierungsübernahme!
A propos „Regierungsübernahme“, für die man natürlich auch trainiert sein muss:

Ich freue mich, euch verkünden zu dürfen, dass wir vom Landesvorstand Bayern die „Politische Akademie Bay-
ern“ ins Leben gerufen haben. Über 110 junge Menschen aus Bayern waren bei der gestrigen Auftaktveranstaltung, 
Gastredner war Björn Höcke.
Die jungen Menschen werden nun ein zweijähriges Schulungsprogramm durchlaufen, damit sie gerüstet sind, 
wenn wir in Regierungsverantwortung kommen, was vermutlich in nicht allzu langer Zeit der Fall sein wird, wenn 
man sich die Politik der Altparteien anschaut. Mehr dazu in der nächsten Ausgabe!

Es war mir eine große Freude, all die jungen motivierten Menschen gestern hier versammelt zu sehen!

Aus dem Wahlkreis & Bayern

Stammtisch
Jeden Donnerstag (außer feiertags) findet unser Stammtisch in Weiden statt.

Unsere Abgeordneten berichten aus dem Landtag oder Bundestag, im Anschluss gibt es 
spannende Diskussionen.

Der Stammtisch ist völlig unverbindlich und für jeden offen, ihr müsst kein Parteimitglied 
sein! Kommt vorbei, wir freuen uns auf euren Besuch!

Wir sehen uns! 
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	 www.manfred-schiller.de
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	 @manfred.schiller.afd

	 @manfredafd

	  	 @manfredschillerafd

	 @manfred.schiller.afd

	 @manfredschillermdb

Mehr Neuigkeiten gibt es auf meinen Kanälen!

Folgt mir auch auf YouTube: 
Neben Videos & Shorts von mir findet ihr dort auch das neue Format aus dem Bundestag:

Gemeinsam mit Stephan Protschka  sind wir »Zwei Bayern in Berlin«. Ein paar Folgen sind bereits online, weitere 

werden folgen. Viel Spaß beim Anschauen! Wer auf dem Laufenden bleiben und künftig kein Video verpassen will, ist 

herzlich dazu eingeladen, mir auf meinem neuen YouTube-Kanal zu folgen:

youtube.com/@ManfredSchillerMdB

mailto:youtube.com/@ManfredSchillerMdB

